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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ruth Fuchs und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/2249 — 


Umgang mit den Erfahrungen des DDR-Gesundheitswesens im Prozeß 
der Vereinigung Deutschiands 


Das Gesundheitswesen der DDR hat auf nicht wenigen Gebieten Ergeb- 
nisse erzielt bzw. Strukturen und Arbeitsweisen entwickelt, die sowohl 
bei der eigenen Bevölkerung als auch international Anerkennung fan- 
den (fach- und beruf sübergreif ende Kooperation, Zusammenwirken 
zwischen ambulantem und stationärem Sektor, Infektionsschutz, Sen- 
kung der Säuglingssterblichkeit, Gesundheits- und Arbeitsschutz in den 
Betrieben, Aus-, Weiter- und Fortbildung der Ärzte und anderen Be- 
schäftigten usw.). Dies wurde erreicht trotz unbestreitbarer Mängel und 
Schwächen vor allem in bezug auf Bauzustand und infrastrukturelle 
sowie apparativ-technische Ausstattung seiner Einrichtungen. 


Vorbemerkung 

In den 40 Jahren der Teilung Deutschlands entwickelte sich das 
Gesundheitswesen im Westen und im Osten sehr unterschiedlich, 
so daß sich im Zeitpunkt der Wiedervereinigung zwei grund- 
legend verschiedene Systeme gegenüberstanden. Das Gesund- 
heitssystem der ehemaligen DDR war verstaatlicht, zentralisiert 
und durch planwirtschaftliche Entscheidungsstrukturen gekenn- 
zeichnet; demgegenüber war und ist das Gesundheitswesen der 
Bundesrepublik Deutschland ein freiheitlich-pluralistisches, auf 
den Prinzipien der Subsidiarität, Solidarität und Selbstverwaltung 
beruhendes, von eigenverantwortlichen Leistungserbringern ge- 
tragenes Versorgungssystem. 

Die Qualität der gesundheitlichen Versorgung lag in der ehemali- 
gen DDR deutlich niedriger als in der Bundesrepublik: Es gab in 
der ehemaligen DDR nicht nur Mängel in Bezug auf den Bauzu- 
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stand und die infrastrukturelle sowie apparativ-technische Aus- 
stattung der Gesundheitseinrichtungen; vielmehr stand der Zu- 
gang zu moderner Medizintechnik, zu hochwertigen Arzneien, 
Heil- und Hilfsmitteln und zur Spitzenmedizin in Diagnostik und 
Therapie nicht allen Bürgern, sondern nur einer kleinen Gruppe 
von Privilegierten offen. Der Gesundheitszustand der Bevölke- 
rung war im Osten insgesamt betrachtet schlechter als im Westen. 
Die Lebenserwartung, die in den 50er Jahren noch völlig gleich 
war, entwickelte sich seit Mitte der 70er Jahre im Westen erheb- 
lich günstiger als im Osten und lag im Zeitpunkt der Wiederver- 
einigung um zwei bis drei Jahre höher als in der ehemaligen DDR. 

Vor diesem Hintergrund wurde schon im Staatsvertrag über die 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 1990 ver- 
einbart, das Krankenversicherungsrecht der ehemaligen DDR an 
das bisher in den alten Bundesländern geltende Recht anzuglei- 
chen (Artikel 21 Abs. 4) und eine schrittweise Veränderung in 
Richtung des Versorgungsangebots der (bisherigen) Bundesrepu- 
blik Deutschland einzuleiten, insbesondere durch Zulassung 
niedergelassener Ärzte, Zahnärzte und Apotheker sowie selbstän- 
dig tätiger Erbringer von Heil- und Hilfsmitteln und durch Zulas- 
sung privater und freigemeinnütziger Krankenhausträger (Arti- 
kel 22 Abs. 2). 

Der Um- und Ausbau des Gesundheitswesens und die Verbesse- 
rung der Qualität der gesundheitlichen Versorgung in den neuen 
Ländern vollzogen sich weitaus schneller, als man im Zeitpunkt 
der Wiedervereinigung erwartet hatte. Die Umstrukturierung ist 
abgeschlossen, und auch das qualitative Niveau der Versorgung 
ist weitgehend angeglichen. Die Entwicklung des Gesundheits- 
wesens der neuen Länder in den vergangenen fünf Jahren stellt 
eine der bedeutendsten Leistungen der deutschen Sozial- 
geschichte dar. 


1 . Inwieweit und an welchen Stellen ist es nach Meinung der Bundes- 
regierung gelungen, bewährte Elemente und nutzbringende Erfah- 
rungen aus dem DDR-Gesundheitswesen zu erhalten, zu modifizie- 
ren bzw, weiterzuentwickeln und nicht im Gefolge schematischer 
Anpassung auszulöschen? 


Trotz oder gerade wegen der Mängel des früheren Systems haben 
die im Gesundheitswesen der ehemaligen DDR Tätigen beson- 
dere Eigenschaften und Fähigkeiten entwickelt, die nach Auffas- 
sung der Bundesregierung erhalten und - soweit sie im Westen 
weniger ausgeprägt sind - übernommen werden sollten. Hierzu 
zählt etwa die stärkere persönliche Hinwendung der Ärzte zum 
Patienten (die zumindest teilweise durch die mangelhafte appara- 
tive Ausstattung bedingt war) oder die größere Bereitschaft und 
Fähigkeit zur fachübergreifenden Kooperation. Diese Einstellun- 
gen und Erfahrungen können und sollen nach Auffassung der 
Bundesregierung durchaus auch in den Strukturen des Gesund- 
heitswesens der Bundesrepublik Deutschland praktiziert und 
weiterentwickelt werden. 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/2413 


2. Wie viele poliklinische Einrichtungen bzw. Gesundheitszentren, 
die an ehemalige Polikliniken oder Ambulatorien anknüpften, gibt 
es gegenwärtig noch in den neuen Bundesländern - insgesamt und 
getrennt nach Ländern? 

Wie viele Ärzte und anderes Personal sind in ihnen beschäftigt - 
insgesamt und getrennt nach Ländern? 


Nach § 311 Abs. 2 SGB V werden ärztlich geleitete kommunale, 
staatliche und freigemeinnützige Gesundheitseinrichtungen 
sowie diabetologische, nephrologische, onkologische und 
rheumatologische Fachambulanzen mit Dispensaireauftrag kraft 
Gesetzes zur ambulanten vertragsärztlichen Versorgung zuge- 
lassen. 

Die Gesamtzahl der nach § 311 Abs. 2 SGB V zugelassenen 
Einrichtungen beläuft sich nach einer Umfrage des Bundesmini- 
steriums für Gesundheit bei den Ländern auf: 


Land 

Zahl der 
Einrichtungen 

Zahl der Ärzte 

Berlin 

62 

284 

Brandenburg 

28 

235 

Mecklenburg- Vorpommern 

8 

49 

Sachsen 

55 

114 

Sachsen-Anhalt 

55 

100 

Thüringen 

34 

117 

insgesamt 

242 

899 


Stand: Dezember 1994 (Thüringen: Mitte 1994) 

Der Bundesregierung ist die Zahl der sonstigen in diesen Einrich- 
tungen beschäftigten Personen nicht bekannt. 


3. Welchen Anteil haben die mit Frage 2 angesprochenen Einrichtun- 
gen heute an der ambulanten Versorgung der Bevölkerung - insge- 
samt und getrennt nach Ländern? 

Wie und mit welchen Daten läßt sich ihre wirtschaftliche Situation 
beschreiben, und wie ist nach Meinung der Bundesregierung die 
Zukunft dieser Einrichtungen zu bewerten? 


Der Anteil aller Einrichtungen nach § 311 Abs. 2 SGB V an der 
ambulanten Versorgung der Versicherten in den neuen Bundes- 
ländern beträgt in 


Berlin 

4,7 % 

Brandenburg 

7,8 % 

Mecklenburg- Vorpommern 

2,2 % 

Sachsen 

2,1 % 

Sachsen-Anhalt 

3,3 % 

Thüringen 

3,9 % 

Neue Länder insgesamt 

4,0 % 
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Differenzierte Aufgliederungen der Zahlen liegen der Bundes- 
regierung nicht vor. 

Der Gesetzgeber hat mit dem Gesundheitsstrukturgesetz die 
Befristung der Zulassung der in § 311 Abs. 2 SGB V auf gezählten 
Einrichtungen zum 31. Dezember 1995, mit Ausnahme der kirch- 
lichen Fachambulanzen, aufgehoben und die bestehenden Ein- 
richtungen kraft Gesetzes weiterhin und unbefristet zugelassen. 
Damit wurden die gesetzlichen Voraussetzungen dafür geschaf- 
fen, daß diese Einrichtungen auch in Zukunft zur Sicherstellung 
der ambulanten Versorgung beitragen können. 

Untersuchungen über die Wirtschaftlichkeit der Gesundheitsein- 
richtungen nach § 311 Abs. 2 SGB V sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. Grundsätzlich gelten auch für diese Einrichtungen 
die gesetzlichen Rahmenbedingungen der ambulanten vertrags- 
ärztlichen Versorgung. Es obliegt der Selbstverwaltung der Ärzte 
und Krankenkassen, festzulegen, ob ärztliche Leistungen, die in 
diesen Einrichtungen erbracht werden, pauschaliert oder nach 
den Gebührenpositionen des einheitlichen Bewertungsmaßstabes 
vergütet werden. Bei einer Abrechnung nach Maßgabe des ein- 
heitlichen Bewertungsmaßstabs gelten für die Leistungen der 
Einrichtungen die gleichen Gebührenpositionen und Vergütungs- 
sätze wie für die Vertragsärzte. Eine pauschalierte Vergütung der 
in diesen Einrichtungen erbrachten Leistungen ist möglich, soweit 
entsprechende Regelungen in den Honorarverteilungsmaß Stäben 
der Kassenärztlichen Vereinigungen getroffen sind. Diese Pau- 
schalen sind so festzusetzen, daß die bei wirtschaftlicher Arbeits- 
weise erbrachten Leistungen angemessen vergütet werden. Die 
Zukunftsaussichten unterscheiden sich somit für diese Einrichtun- 
gen nicht von denen anderer in der ambulanten vertragsärzt- 
lichen Versorgung tätigen Leistungserbringer. 


4. Wie hat sich seit 1991 die Zahl der diabetologischen, nephrologi- 
schen, onkologischen und rheumatologischen Fachambulanzen in 
den neuen Bundesländern entwickelt - insgesamt und getrennt 
nach Ländern? 

Welche Rolle können diese Einrichtungen nach Meinung der Bun- 
desregierung künftig im Rahmen sich wandelnder Versorgungs- 
strukturen spielen? 


Der Anteil der seit dem Inkrafttreten des Gesundheitsstrukturge- 
setzes am 1. Januar 1993 unbefristet zugelassenen Fachambulan- 
zen mit Dispensaireauftrag an der Zahl der Einrichtungen nach 
§311 Abs. 2 SGB V ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Auch in Zukunft werden die Fachambulanzen mit Dispensaireauf- 
trag eine Rolle bei der Sicherstellung der vertragsärztlichen Ver- 
sorgung, insbesondere für chronisch Kranke, erfüllen. 


5. In einer besseren Verzahnung von ambulanter und stationärer 
Versorgung liegen bekanntlich nicht geringe Effektivitätspotentiale 
eines Gesundheitswesens. Welche Wege und Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, im DDR- Gesundheitswesen gesammelte und 
noch vorhandene praktische Erfahrungen auf diesem Gebiet für die 
Zukunft nutzbar zu machen? 
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Die bessere Verzahnung von ambulanter und stationärer Versor- 
gung ist Gegenstand der Überlegungen zur Dritten Stufe der 
Gesundheitsreform. Dabei werden auch die Erfahrungen, die in 
den Einrichtungen des ehemaligen DDR-Gesundheitswesens ge- 
sammelt worden sind, in die Überlegungen Eingang finden. 


6. Nimmt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten Ein- 
fluß darauf, daß weitere geeignete Strukturen, Institutionen bzw. 
Arbeitsformen aus dem DDR-Gesundheitswesen daraufhin geprüft 
werden, ob und inwieweit sie auch unter veränderten Bedingungen 
für das gesamtdeutsche Gesundheitswesen nutzbar gemacht wer- 
den können? 

Fördert sie entsprechende Modellprojekte? 

Wenn ja, welche und mit welcher Zielstellung? 


Das Bundesministerium für Gesundheit hat seit 1990 den Um- 
strukturierungsprozeß im Gesundheitswesen der neuen Länder 
und Berlin (Ost) im Rahmen seiner Zuständigkeit gefördert. 

Schon 1990 hat sie im Rahmen des Soforthilfeprogramms zur 
Verbesserung der medizinischen Versorgung 520 Mio. DM bereit 
gestellt, die u. a. für die Beschaffung von medizinisch-technischen 
Geräten, Verbrauchsmaterial, Hilfsmitteln, Rettungswagen und 
Dialyseplätzen verwendet wurden. 

Für den Bereich der ambulanten Versorgung wurden unter der 
Kurzbezeichnung „Beratungshilfen Polikliniken'' von 1991 bis 
1994 insgesamt rund 2,5 Mio. DM den Ländern Sachsen, Branden- 
burg und Berlin zur Verfügung gestellt mit dem Ziel, die Überfüh- 
rung von Polikliniken in überschaubare, wirtschaftlich arbeitende 
Einheiten zu erleichtern. 

Bereits 1990 startete die Bundesregierung ein Qualifizierungspro- 
gramm für Mitarbeiter aus den verschiedenen Bereichen des Ge- 
sundheitswesens; hierfür wurden von 1991 bis 1995 insgesamt 
5,7 Mio. DM bereitgestellt. 

Im Rahmen des Modellprogramms zur besseren Versorgung von 
Krebskranken fördert das Bundesministerium für Gesundheit in 
den neuen Ländern seit 1991 den Aufbau von zehn Tumorzentren 
und zehn Onkologischen Schwerpunkten mit insgesamt 100 Mio. 
DM mit dem Ziel einer besseren Verzahnung der Zusammen- 
arbeit von stationärer und ambulanter Versorgung. Bei dieser 
Förderung werden die Erfahrungen mit den Strukturen, Institutio- 
nen und Arbeitsformen des ehemaligen DDR-Gesundheitswesens 
- z. B. der früheren Geschwulst-Dispensaires - einbezogen. 


7. Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz wurde entsprechend dem Eini- 
gungsvertrag ein von Bund, Ländern und Kostenträgern gemein- 
sam zu finanzierendes längerfristiges Investitionsprogramm für die 
Krankenhäuser in den neuen Ländern auf den Weg gebracht. Wie 
ist der Stand der Umsetzung dieses Programms, und in welchem 
Umfang sind Bund, Länder und Krankenkassen ihren daraus er- 
wachsenden Verpfhchtungen bisher nachgekommen - getrennt 
nach Bund, neuen Ländern und Kassen? 
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Zur Durchführung des Krankenhausinvestitionsprogramms für die 
neuen Bundesländer wurde am 27. September 1994 eine Verwal- 
tungsvereinbarung zwischen dem Bund und den neuen Ländern 
abgeschlossen. Das Programm wird von allen Beteiligten ver- 
einbarungsgemäß umgesetzt. Bund, Länder und Krankenkassen 
erfüllen die ihnen in Artikel 14 GSG übertragenden Verpflich- 
tungen. 


8. Wie hat sich in den Jahren seit 1991 der durchschnittliche Beitrags- 
satz und generell die finanzielle Situation (Einnahmen, Ausgaben) 
der gesetzlichen Krankenversicherung Ost im Vergleich zu den 
alten Bundesländern entwickelt? 

Wie haben sich in diesen Jahren die Leistungsausgaben und die 
Einnahmen aus Beiträgen pro Mitglied im Osten im Vergleich zu 
den alten Bundesländern gestaltet? 


Der durchschnittliche Beitragssatz hat sich wie folgt entwickelt: 


Stichtag 

West 

Ost 

1. Januar 1991 

12,22 % 

12,8 % 

1. JuH 1991 

12,21 % 

12,8 % 

1. Januar 1992 

12,46 % 

12,73 % 

1. Juli 1992 

12,62 % 

12,68 % 

1. Januar 1993 

13,42 % 

12,55 % 

1. Juli 1993 

13,41 % 

12,57 % 

1. Januar 1994 

13,35 % 

12,97 % 

1. Juli 1994 

13,22 % 

12,96 % 

1. Januar 1995 

13,18% 

12,84 % 

1. Juli 1995 

13,22 % 

12,85 % 


Ein Vergleich der Entwicklung der Beitragssätze in den alten und 
den neuen Ländern zeigt, daß im Beitritts gebiet der durchschnitt- 
liche Beitragssatz vom 1. Juli 1995 nur knapp über dem vom 1. Ja- 
nuar 1991 liegt, während er im früheren Bundesgebiet in diesem 
Zeitraum um einen Prozentpunkt gestiegen ist. 
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Die finanzielle Situation der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Einnahmen, Ausgaben) hat sich wie folgt entwickelt: 

Einnahmen und Ausgaben der GKV (absolut) 


Jahr 

Einnahmen 

in Mio. DM 

Ost 

Einnahmen 

in Mio. DM 

West 

Ausgaben 
in Mio. DM 

Ost 

Ausgaben 
in Mio. DM 

West 

1991 

26 003 

154 221 

23 230 

159 814 

1992 

33 364 

167 778 

33 620 

176 876 

1993 

37 772 

184 420 

36 419 

175 362 

1994 

42 670 

194 164 

42 154 

192 078 


Einnahmen und Ausgaben der GKV je Mitglied (einschließlich Rentner) 


Jahr 

Einnahmen 

in DM 

Ost 

Einnahmen 

in DM 

West 

Ausgaben 
in DM 

Ost 

Ausgaben 
in DM 

West 

1991 

2 248,51 

3 984,42 

2 008,69 

4 128,92 

1992 

2 878,22 

4 275,45 

2 900,34 

4 507,30 

1993 

3 342,26 

4 673,90 

3 222,39 

4 444,35 

1994 

3 812,92 

4 909,15 

3 812,95 

4 856,41 


9. Spielt nach Ansicht der Bundesregierung das in den alten Bundes- 
ländern seit längerem bekannte Phänomen medizinisch nicht 
gerechtfertigter Mengenausweitungen inzwischen für die Entwick- 
lung des Leistungsumfanges in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung im Osten ebenfalls eine Rolle? 

Wenn ja, worin zeigt sich das, worauf ist es zurückzuführen bzw, 
wie kann ihm entgegengesteuert werden? 


Die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung für die ver- 
tragsärztliche Versorgung erreichten in den neuen Ländern im 
Jahre 1994 je Mitglied 67,2 v. H. bzw. je Versicherten 75,0 v. H. 
der entsprechenden pro-Kopf-Ausgaben in den alten Ländern. Sie 
lagen damit unter dem Niveau der Beitragseinnahmen der Kran- 
kenkassen, die in den neuen Ländern je Mitglied 77 v. H. des 
entsprechenden pro -Kopf -Wertes der alten Bundesländer erreich- 
ten. Angesichts dieses Niveauunterschiedes, der größer ist als bei 
fast allen anderen Leistungsausgaben in den neuen Ländern, hat 
die Bundesregierung im Rahmen ihres Entwurfs zum 4. SGB 
V-Änderungsgesetz vorgesehen, die Gesamtvergütungen in den 
neuen Ländern im Jahre 1995 um zusätzlich 4 v. H. (rd. 240 Mio. 
DM) anzuheben. 

Bei einem insgesamt noch geringerem Ausgabenniveau in der 
vertragsärztlichen Versorgung nimmt die Zahl der Behandlungs- 
fälle auch in den neuen Ländern deutlich zu; sie ist von 1993 bis 
1994 um 9,2 v. H. und damit deutlich stärker als in den alten 
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Ländern (Zuwachs 3,6 v. H.) gestiegen. Die Zahl der Behand- 
lungsfälle je Vertragsarzt war in den neuen Ländern im Jahre 
1994 mit 4 341 Fällen etwas höher als in den alten Ländern (4 337). 

Auch andere Bereiche weisen in den neuen Ländern überpropor- 
tionale Steigerungsraten auf, so z. B. der Krankenhausbereich und 
die von den Vertragsärzten veranlaßten Leistungen, wie Arznei- 
mittel, Heilmittel, Fahrkosten und Kuren. Zwar setzen die extrem 
hohen Steigerungsraten zum Teil auf vergleichsweise niedrigen 
Ausgangswerten auf, etwa bei Kuren. Um so bedenklicher ist 
allerdings die Entwicklung in den Bereichen, in denen hohe 
Steigerungsraten auf bereits hohe Ausgangsniveaus treffen. Das 
ist vor allem bei Arzneimitteln, orthopädischen Hilfsmitteln und 
Fahrkosten der Fall, wo die Ost-Werte je Mitglied bereits 1994 die 
West-Werte deutlich überschritten hatten. Hierin zeigt sich 
wenigstens in Teilbereichen ein deutlicher Nachholbedarf, der im 
Gesundheitssystem der ehemaligen DDR nicht zu decken war. 


10. Wie bewertet die Bundesregierung den Vorschlag des Sachverstän- 
digenrates für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen, den 
Risikostrukturausgleich für die gesamte gesetzliche Krankenver- 
sicherung (neue und alte Bundesländer) gemeinsam durchzu- 
führen? 


Nach geltendem Recht ist der Risikostrukturausgleich bis zum 
Ablauf des Jahres, in dem die Bezugsgröße in den neuen Ländern 
erstmals 90 v. H. der Bezugsgröße in den alten Ländern über- 
schreitet, getrennt durchzuführen. Im Jahre 1995 beträgt die 
Bezugsgröße Ost 81,0 % der Bezugsgröße West, so daß eine Auf- 
hebung der Trennung im Risikostrukturausgleich rechtlich 
gegenwärtig noch nicht möglich ist. 

Die geltende Regelung berücksichtigt die unterschiedliche wirt- 
schaftliche Situation, die bei den Krankenkassen in den neuen 
Ländern zu geringeren Beitragseinnahmen als in den alten Län- 
dern führt. Dementsprechend gelten auch im Vertrags-, Beitrags-, 
und Leistungsrecht - z. B. bei der Beitragsbemessungsgrenze und 
den Härtefallgrenzen bei Zuzahlungen - in den neuen Ländern 
bis zur Angleichung der wirtschaftlichen Verhältnisse noch ab- 
weichende Regelungen. Diese Sonderregelungen haben dazu 
beigetragen, daß die durchschnittliche absolute und relative Ein- 
kommensbelastung der Beitragszahler seit Einführung der gesetz- 
lichen Krankenversicherung in den neuen Ländern dort geringer 
als in den alten Ländern ist. Eine Aufhebung der Trennung im 
Risikostrukturausgleich würde die Beitragszahler in den alten 
Ländern zugunsten der Beitragszahler in den neuen Ländern stär- 
ker belasten und den bereits bestehenden Belastungsunterschied 
vergrößern. Eine kurzfristige Änderung dieser Regelung ist des- 
halb gegenwärtig nicht beabsichtigt. 

Inwieweit diese Einschätzung durch die weitere finanzielle Ent- 
wicklung in der gesetzlichen Krankenversicherung oder durch 
Veränderungen im Rahmen der anstehenden dritten Stufe der 
Gesundheitsreform zu überprüfen wäre, läßt sich zur Zeit noch 
nicht absehen. 
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11. In der Zeitschrift „DER SPIEGEL" (Heft 27/1995) wurde als Ergeb- 
nis von repräsentativen Meinungsumfragen dargestellt, daß 1995 
eine Mehrheit der Ostdeutschen das Gesundheitswesen der ehe- 
maligen DDR dem der Bundesrepublik Deutschland für überlegen 
hält, während im Jahre 1990 noch die gegenteihge Meinung vor- 
herrschte. Diese Aussagen treffen die Menschen, obwohl die inzwi- 
schen erreichten gerätetechnischen, infrastrukturellen und bau- 
lichen Verbesserungen in den Gesundheitseinrichtungen der 
neuen Bundesländer nicht zu übersehen sind. Wie bewertet die 
Bundesregierung diese Trendwende in der öffentlichen Meinung 
der Ostdeutschen, und worin sieht sie die Gründe für einen derarti- 
gen Wandel? 

Ergeben sich hieraus für die Bundesregierung Schlußfolgerungen 
bzw. Handlungsbedarf? 


Die Bundesregierung kann die von der Zeitschrift „DER 
SPIEGEL" vorgestellten Meinungsumfragen nicht bewerten. Sie 
stellt allerdings ~ auch unabhängig von diesen Umfragen - fest, 
daß in der Erinnerung vieler Bürger und Bürgerinnen der neuen 
Länder die negativen Erfahrungen aus der Zeit der ehemaligen 
DDR zunehmend verdrängt werden und die Vergangenheit 
nostalgisch verklärt wird. Die Bundesregierung ist - ebenso wie 
im SPIEGEL-Artikel zitierte Wissenschaftler - davon überzeugt, 
daß es in den neuen Ländern keine gesellschaftlich relevante 
Anzahl von Menschen gibt, die sich die früheren Verhältnisse in 
der DDR, einschließlich des politischen Systems, im Gesundheits- 
wesen zurückwünschen. 
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